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Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union haben am 2.2.2024 im Ausschuss der Ständigen Vertreter (AStV) die Verordnung zur

Festlegung harmonisierter Vorschriften für Künstliche Intelligenz (KI-Verordnung, AI Act) einstimmig gebilligt (vgl. Gemeinsame

PMBMWKundBMJ vomgleichenTag). Mit der KI-Verordnung setze die EU den Rahmen für den Einsatz von Künstlicher Intelligenz

(KI) in Europa. Sie ziele darauf ab, Innovationen zu fördern, gleichzeitig das Vertrauen in KI zu stärken und sicherzustellen, dass

diese Technologie in einerWeise genutztwird, die dieGrundrechte unddie Sicherheit der Bürger der EU respektiert. Die KI-Verord-

nung sei das weltweit erste umfassende Regelwerk für KI. Vizekanzler und Bundesminister für Wirtschaft und Klimaschutz

Dr. Robert Habeck erklärt: „Mit der Zustimmung der EU-Mitgliedstaaten gehen lange und intensive Verhandlungen erfolgreich zu

Ende. Die KI-Verordnung soll dafür sorgen, dass wir in Europa das enorme Potenzial von KI heben und gleichzeitig auch Risiken in

den Blick nehmen. Mit der KI-Verordnung ist diese Balance gelungen. Dafür haben wir uns intensiv in die Verhandlungen einge-

bracht. Bei der Umsetzung der Regeln werden wir Innovationsfreundlichkeit, Rechtsklarheit für Unternehmen und schlanke und

bürokratiearme Strukturen ins Zentrum stellen – für einen starken KI-Standort Europa.“ U. a. werde klargestellt, dass es sich bei

der KI-Verordnung um eine Produktregulierung handelt, die sich nicht auf Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten bezieht.

Gleichzeitig schaffe die Verordnung das Fundament für die Entwicklung anwendungsorientierter KI in Europa. Die KI-Verordnung

verfolge einen risikobasierten Ansatz: Je höher das Risiko ist, desto strenger sind auch die Pflichten. Während KI-Systeme mit

einem inakzeptablen Risiko (wie etwa Social Scoring) gänzlich verboten werden und für Hochrisiko-KI-Systeme strenge techni-

sche und organisatorische Anforderungen gelten, unterliegen Anwendungenmit geringemRisiko lediglich bestimmtenTranspa-

renz- und Informationspflichten. Besondere Vorschriftenwerde es zudem für generative KI geben, namentlich sog. KI-Modellemit

allgemeinemVerwendungszweck, darunter auch solche, die Inhaltewie Texte undBilder generieren. Dabei unterliegenbesonders

wirkmächtige KI-Modelle mit systemischem Risiko strengeren Auflagen. Auch für kleine undmittlere Unternehmen werde Trans-

parenz die Anwendung von KI erleichtern. Insgesamt werden die Interessen und Bedürfnisse von KMU und Start-ups verstärkt

berücksichtigt – auch durch die von der Bundesregierung eingebrachten Regeln für Reallabore, die Freiräume zur Erprobung von

Innovationen schaffen. Vgl. auch Rauer, Die Erste Seite, BBHeft 7/2024 (in diesemHeft).

Uta Wichering,

Ressortleiterin
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Entscheidungen
EuGH: Immaterieller Schadensersatz nach

der DSGVO

1. Die Art. 5, 24, 32 und 82 der Verordnung (EU)

2016/679 des Europäischen Parlaments und des

Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher

Personen bei der Verarbeitung personenbezoge-

ner Daten, zum freien Datenverkehr und zur Auf-

hebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-

Grundverordnung) sind zusammen betrachtet

dahin auszulegen, dass im Rahmen einer auf

Art. 82 gestützten Schadensersatzklage der Um-

stand, dass Mitarbeiter des für die Verarbeitung

Verantwortlichen irrtümlich ein Dokument mit

personenbezogenen Daten an einen unbefug-

ten Dritten weitergegeben haben, für sich ge-

nommen nicht ausreicht, um davon auszuge-

hen, dass die technischen und organisatorischen

Maßnahmen, die der für die betreffende Verar-

beitung Verantwortliche getroffen hat, nicht

„geeignet“ im Sinne der Art. 24 und 32 waren.

2. Art. 82 Abs. 1 der Verordnung 2016/679 ist da-

hin auszulegen, dass der in dieser Bestimmung

vorgesehene Schadensersatzanspruch, insbeson-

dere im Fall eines immateriellen Schadens, eine

Ausgleichsfunktion hat, da eine auf sie gestützte

Entschädigung in Geld es ermöglichen soll, den

konkretaufgrunddesVerstoßesgegendieVerord-

nung 2016/679 erlittenen Schaden vollständig

auszugleichen,undkeineStraffunktionerfüllt.

3. Art. 82 der Verordnung 2016/679 ist dahin

auszulegen, dass er nicht verlangt, dass die

Schwere des von dem für die Verarbeitung Ver-

antwortlichen begangenen Verstoßes für die

Zwecke des Ersatzes eines Schadens auf der

Grundlage dieser Bestimmung berücksichtigt

wird.

4. Art. 82 Abs. 1 der Verordnung 2016/679 ist

dahin auszulegen, dass die Person, die aufgrund

dieser Bestimmung Schadensersatz verlangt,

nicht nur den Verstoß gegen Bestimmungen der

Verordnung 2016/679 nachweisen muss, son-

dern auch, dass ihr dadurch ein materieller oder

immaterieller Schaden entstanden ist.

5. Art. 82 Abs. 1 der Verordnung 2016/679 ist

dahin auszulegen, dass in einem Fall, in dem ein

Dokument, das personenbezogene Daten ent-

hält, an einen unbefugten Dritten weitergege-

ben wurde, der diese Daten erwiesenermaßen

nicht zur Kenntnis genommen hat, nicht schon

deshalb ein „immaterieller Schaden“ im Sinne

dieser Bestimmung vorliegt, weil die betroffene

Person befürchtet, dass im Anschluss an die Wei-

tergabe, die es ermöglichte, vor der Rückgabe

des Dokuments eine Kopie von ihm anzuferti-

gen, in der Zukunft eine Weiterverbreitung oder

gar ein Missbrauch ihrer Daten stattfindet.

EuGH, Urteil vom 25.1.2024 – C-687/21
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-321-1

unterwww.betriebs-berater.de

EuGH: LKW-Kartell – Zurückweisung des

Rechtsmittels von Scania

Die von der Kommission gegen Scaniawegen de-

ren Beteiligung am Kartell verhängte Geldbuße

i. H. v. 880,52 Mio. Eurowird aufrechterhalten.

Mit Urteil vom 2.2.2022 hatte das Gericht die

von Scania erhobene Klage auf Nichtigerklärung

eines Beschlusses der Europäischen Kommission

abgewiesen. In diesem Beschluss hatte die Kom-

mission festgestellt, dass die Gesellschaften

Scania AB, Scania CV AB und Scania Deutschland

GmbH, drei Unternehmen der Scania-Gruppe,

die Lkw für Langstreckentransporte herstellen

und verkaufen, gegen die Vorschriften des Uni-

onsrechts über das Verbot von Kartellen versto-

ßen hatten, indem sie sich von Januar 1997 bis

Januar 2011 mit ihren Wettbewerbern an Ab-

sprachen zur Beschränkung des Wettbewerbs

auf dem Markt für mittlere und schwere Lkw im

Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) beteilig-

ten. Die Kommission verhängte gegen Scania

eine Geldbuße i. H. v. 880 523 000 Euro.

Scania hatte gegen das Urteil des Gerichts ein

Rechtsmittel beim Gerichtshof eingelegt. Der

Gerichtshof wies das Rechtsmittel am 1.2.2024

in vollem Umfang zurück und bestätigte damit

das Urteil des Gerichts.

Der Gerichtshof stellte fest, dass Scania nicht

dargetan hat, dass das Gericht es versäumt hat,

zu prüfen, ob das Verwaltungsverfahren, das im

Fall von Scania wieder aufgenommen wurde,

nachdem sie sich aus dem Vergleichsverfahren

zurückgezogen hatte, das es den Beteiligten in

Kartellverfahren ermöglicht, ihre Haftung anzu-

erkennen und im Gegenzug eine Herabsetzung

der festgesetzten Geldbuße zu erhalten, mit dem

Grundsatz der Unparteilichkeit im Einklang stand.

Der Gerichtshof bestätigte im Wesentlichen die
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